
DKP fordert: Schluss mit Spar-

politik auf Kosten der Menschen!

Gießens Haushaltskrise verschärft 

sich: Für 2026 wird ein Defizit von 
53,38 Mio. Euro erwartet. Die Schul-
den des städtischen Kernhaushalts 

lagen Ende 2025 bei rund 168 Mio. 
Euro. Jetzt stehen Stellenabbau, 
Kürzungen bei Investitionen und 
drastische Erhöhung der Grund-

steuer B im Raum. Das Regierungs-

präsidium empfiehlt, den Grund-

steuerhebesatz von 626 auf 1.050 
Prozentpunkte anzuheben. Das soll 
13 Mio. Euro Mehreinnahmen brin-

gen. Die durchschnittliche Pro-Kopf-
Belastung würde von etwa 230 auf 
380 Euro jährlich steigen. Auch der 
Personalabbau soll verschärft wer-
den. Die bisher vorgesehenen 6,5 
Stellen weniger für 2027 reichen 

Für Frieden und Sozialismus!
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Gießen: 53 Millionen Euro Defizit – 
und die Bevölkerung soll zahlen?

Erneute Insolvenz bei Galeria –  
Mitarbeiter im Seltersweg bangen um ihre Jobs

Galeria hat seit der Fusion von Kauf-
hof und Karstadt mehrere Sanie-

rungsrunden hinter sich. Nach 2020, 
2022 und 2024 ist es nun der vierte 

Insolvenzantrag. In jedem Verfahren 
wurden Filialen geschlossen und 
Arbeitsplätze abgebaut. Die Gläu-

biger verzichteten auf Forderungen 
in Milliardenhöhe. Den bislang letz-

ten Antrag stellte das Unternehmen 
Anfang 2024 nach der Pleite des 
damaligen Mutterkonzerns Signa. 
Neun der damals 92 Warenhäuser 

mussten schließen.
Galeria hatte am 2. Oktober 2026 

beim Amtsgericht Düsseldorf die 
Eröffnung eines Insolvenzverfah-

rens beantragt, Gründe nannte die 
Geschäftsführung nicht. Drei Tage 
später ordnete das Gericht das vor-
läufige Insolvenzverfahren an und 
bestellte den Düsseldorfer Rechts-

anwalt Frank Kebekus zum vorläu-

figen Insolvenzverwalter.
Aktuell bekommen die 12.000 

Angestellten von Galeria Insolvenz-

geld, das heißt, ihre Löhne werden 
von der Bundesagentur für Arbeit 
gezahlt. Insgesamt steht derzeit die 
Zukunft von 30 der 83 Filialen auf 
der Kippe. Jede Sanierungsrunde 
ging einher mit Einschnitten für die 
Beschäftigten. Viele Kolleginnen 
und Kollegen verdienen bis zu 30% 
weniger als Beschäftigte im Flä-

chentarifvertrag.
Am Ende verdienen vor allem die 

Kreditgeber an der fortlaufenden 
Krisenwirtschaft im Hause Galeria, 

da zur Rettung immer wieder teure 
Kredite aufgenommen werden.

Wir schließen uns den Forde-

rungen der Gewerkschaft ver.di 
an: Galeria braucht ein tragfähiges 
Zukunftskonzept, das maßgeblich 
unter der Einbeziehung der Beleg-

schaft und der Betriebsräte ent-
stehen muss. Es bedarf moderner 
Konzepte und vor allem ausreichen-

den Personals und einer Bezahlung 
nach Tarif.

Ma.La.

Fortsetzung auf S. 2
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„Schmeicheln wir uns indes nicht zu 
sehr mit unseren menschlichen Sie-

gen über die Natur. Für jeden sol-
chen Sieg rächt sie sich an uns […] 
Und so werden wir bei jedem Schritt 
daran erinnert, dass wir 

keineswegs die Natur 
beherrschen, wie ein 
Eroberer ein frem-

des Volk beherrscht, 
wie jemand, der 
außer der Natur 
steht ...“
(aus: Fried-

rich Engels, 
Menschwer-

dung des Affen)

Pastorales 
Abschiedsgeschenk 

mit erhobenem 
Zeigefinger

Zur Abwahl im Stadtparlament 
überreichte OB Becher Frau Wei-
gel-Greilich „mutig“ ein lehrreiches 
Buch. „Die Wurzeln des Lebens“ von 
Richard Powers macht darin auf die 
Zerstörung der Umwelt, insbeson-

dere der Wälder, aufmerksam. Mo-

ralinsauer wird „der Mensch“ dafür 
verantwortlich gemacht, nicht etwa 
Großkonzerne oder Kriegstreiber.

Zu spät, Herr Becher! Hätte er 

frühzeitig seine Richtlinienkompe-

tenz eingesetzt, wären den Gieße-

nern viele Baumfällungen erspart 

geblieben.

Der „Grünen“ 
Weigel-Greilich ins 
Baumfällkataster 

geschrieben

dieser Aufsichtsbehörde nicht aus.
Die Ursachen sind vielfältig:  Für 

2026 werden rund fünf Mio. Euro 
weniger Gewerbesteuer erwartet 
als geplant. Zugleich steigen die 
Aufwendungen für Jugendhilfe und 
Personal. Hinzu kommt die Frage, 
wie Bund und Land die Kommunen 
für ihre Aufgaben finanzieren. Denn 
laut Gesetz müssen den Kommu-

nen eigentlich ausreichend Mittel 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur 
Verfügung gestellt werden.

2002 wurde das Konnexitäts-

prinzip (wer bestellt, bezahlt) per 
Volksabstimmung in die Hessische 

Verfassung aufgenommen. In den 
ganzen Diskussionen und Be-

schlüssen wird es nicht eingehalten. 
Höhere Wohnkosten, Stellenabbau 
und Einschnitte bei öffentlichen 
Leistungen treffen diejenigen, die 
auf eine funktionierende kommu-

nale Daseinsvorsorge angewiesen 
sind. Es darf nicht sein, dass die 
Kosten der Haushaltskrise auf die 
Menschen und die Beschäftigten 

abgewälzt werden. Bevor bei Per-
sonal, Infrastruktur und sozialen 
Angeboten gekürzt oder die Grund-

steuer erhöht wird, muss offenge-

legt werden, welche Alternativen 

geprüft wurden und wer die Folgen 
trägt.

Der städtische Haushalt ist keine 

bloße Rechenaufgabe. Er entschei-
det über die Lebensbedingungen 
der Menschen in Gießen. Nicht die 
Bevölkerung darf für die Krise be-

zahlen – öffentliche Daseinsvorsor-
ge muss gesichert werden. Deshalb 
fordern wir von Bund und Land, sich 
endlich an die im Grundgesetz ga-

rantierte Regelung zur angemesse-

nen Finanzierung der Kommunen 
zu halten.

DKP Gießen

Fortsetzung von Seite 1: 
Gießen – 53 Millionen Euro Defizit – und die Bevölkerung muss zahlen

Am 28.09.2026 hatte im Stadtpar-
lament die Grüne hauptamtliche 

Stadträtin Gerda Weigel-Greilich 

ihren letzten Auftritt. Nach vielen 
Jahren ihrer Tätigkeit als Bürger-
meisterin und Stadträtin wurde sie 
einstimmig abgewählt. Einstimmig 

deshalb, weil die neue Kenia-Ko-

alition personellen Platz braucht für 
CDU-Mann Eser. Alle anderen Ab-

geordneten stimmten ebenfalls freu-

dig für die Abwahl. Kein Wunder; 
die Grüne Politikerin war immer in 
der Kritik wegen ihrer umstrittenen 

Projekte: Schwanenteich (hier ent-
stand auch ihr Spitzname Kettensä-
gen-Gerda), Bahndammdurchstich 
Gartfeld / Bootshaustraße mit der 
falschen Brutto / Netto Berechnung, 
Landesgartenschau (Laga), Leer-
stand Kita Seltersweg, Jugendamt, 
Marburg-Bieber. Nicht zu verges-

sen das unwürdige 

Verhalten gegen-

über dem Fußball-
verein Blau-Weiß 
Gießen. Bekannt-
lich sollte der Ver-
ein mit seiner 

vorbildlichen Ju-

gendarbeit wegen 
der Laga dauerhaft 

aus der Ringallee 

verschwinden. Erst 
die Solidarität der 
Gießener Stadt-
gesellschaft sowie 
die Unterstützung 
der damaligen OB 
Grabe–Bolz ha-

ben dafür gesorgt, 
dass der Verein 
nach Beendigung 

der Laga wieder 

auf den Sportplatz 
Ringallee zurück-

kehren konnte.
Helmut Appel

Ein guter Tag für Gießen!

Friedrich Engels

Mario Berger und Gerda Weigel-Greilich
Bild: Oliver Schepp, Gießener Allgemeine, 19.06.2019
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Kliniken: Kampf um Entlastung weiter notwendig
Vor einigen Jahren streikte in vie-

len großen Kliniken Deutschlands, 
auch am Uniklinikum Gießen/Mar-
burg, das nicht-ärztliche Personal 
für einen Entlastungs-Tarifvertrag. 
Dabei ging es vor allem darum, mit 
mehr Personal die unzumutbare Be-

lastung der Beschäftigten abzubau-

en. Trotz heftiger Gegenwehr der 
Klinikbetreiber waren die Streiks er-
folgreich. Im Laufe der Jahre wurde 

mehr Personal eingestellt und ein-

gearbeitet, besonders in der Pflege. 
Die Tarifverträge begannen zu wir-
ken, die Beschäftigten spürten die 

dringend notwendige Entlastung.
Die CDU/SPD-Regierung will 

diese positive Entwicklung jetzt be-

enden. Mit einem Gesetz, das an-

geblich der Stabilisierung der Kran-

kenkassenbeiträge dient, sollen die 
Kliniken mit mehreren Milliarden 

Euro pro Jahr weniger auskom-

men. Gespart werden soll vor 
allem am Personal – weni-
ger Planstellen und schlech-

tere Bezahlung wären 
die Folgen. Bundesweit 
wehren sich vor allem 
die Pflegekräfte gegen 
diese Zumutung. Mit ih-

ren Erzwingungsstreiks 
vor einigen Jahren ha-

ben sie das Kämpfen 
gelernt. Wenn es sein 
muss, werden sie wieder 

auf die Straße gehen. 
Die DKP wird sie solida-

risch begleiten.
Stabile Krankenkas-

senbeiträge? Wem 

nutzt das?

Wenn die Krankenkas-

senbeiträge nicht steigen, haben 
auch die Versicherten etwas davon 
– so scheint es auf den ersten Blick. 
Tatsächlich sind die Folgen der Sta-

bilisierung andere. Einen Vorteil hat 
nur der kleine Teil der Versicherten, 
der keine Leistungen der Kranken-

kasse braucht. Für alle anderen 
steigt die Zuzahlung zu Medika-

menten, medizinischen Hilfsmitteln 
und Krankenhausaufenthalten. 
Außerdem müssen sie mit schlech-

terer Versorgung rechnen, länger 
auf Arzt- und Psychotherapietermi-
ne sowie auf Operationen warten. 
Großen Nutzen haben hingegen die 
sogenannten Arbeitgeber, ihr Anteil 
an den Krankheitskosten sinkt. Ur-
sprünglich teilten sich Versicherte 
und Unternehmer die Kosten zu glei-
chen Teilen. Durch neue Gesetzte in 
den letzten Jahrzehnten (Zuzahlung 
bei Medikamenten, Hilfsmitteln, 
Zahnbehandlungen, Krankenhaus-

aufenthalten, Zusatzbeiträgen usw.) 
wuchs der Anteil der Versicherten 
an den Kosten immer weiter.

Wir fordern, dass die Kliniken 

wieder in öffentliche Verantwor-
tung mit demokratischer Kontrol-

le kommen.

Gernot Linhart

Die Kapitalseite jubelt. Steffen Kam-

peter, Hauptgeschäftsführer der 

Arbeitgeberverbände, lobt Gesund-

heitsminister Lauterbachs Nachfol-
ger dafür, den Kern der Pflegere-

form gegen Widerstand verteidigt zu 
haben. Die neoliberale „Wirtschafts-

weise“ Veronika Grimm stellt klar: 
„Natürlich wird sich das zwischen-

zeitlich etablierte Leistungsniveau 
so nicht aufrechterhalten lassen.“

Was als Reform verkauft wird, ist 
ein Kürzungspaket auf Kosten der 
Versicherten, Pflegebedürftigen und 
Angehörigen. Unternehmen bleiben 
verschont: Die Beitragserhöhung 
für Kinderlose wird nicht paritätisch 
finanziert. Besonders brutal sind die 
strengeren Kriterien für Pflegegra-

de und die Streichung des monat-
lichen Entlastungsbetrags von 131 
Euro für Menschen mit Pflegegrad 
1. Wer Unterstützung braucht, wird 
alleingelassen. Zugleich fällt Hilfe 
weg, die häufig Angehörige und das 
soziale Umfeld leisten. Die Folge: 

mehr Belastung für Betroffene und 
Familien.

Auch bei Personal und Pflege-

qualität soll gespart werden. Künftig 
dürfen Pflegekassen bei „struktu-

reller Unterversorgung“ regional 
befristet von Zulassungs- und 
Vergütungsrecht abweichen. Das 
öffnet Tür und Tor, ohnehin un-

zureichende Personalstandards 
weiter auszuhöhlen.

Die SPD beklagt derweil ledig-

lich ein „Kommunikationsdefizit“. 
Dabei geht es nicht um schlech-

te Vermittlung, sondern um reale 
soziale Verschlechterungen, die 
sie als Teil der Merz-Regierung 
mitträgt. Groß angekündigter 
Widerstand gegen die Pläne der 
Union endete in Unterwerfung.

Doch die letzte Entscheidung 
steht noch aus. Ob die SPD auch 
im Parlament einknickt, hängt 

nicht zuletzt vom Druck ab, den 
Beschäftigte, Gewerkschaften 

und soziale Bewegungen auf-

bauen. Gegen Sozialabbau hilft 
keine Schönrederei, sondern ent-
schlossener Protest – in den Wahl-
kreisen und auf der Straße.

Martina Lennartz

Pflegereform: das Kapital schonen,  
bei den Schwächsten kürzen

Dieses Bild stammt aus dem Jahr 2016. Es 
gehörte zu der bundesweiten Rentenkam-

pagne „Rente muss reichen“ des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB), die im Vorfeld 
der Bundestagswahl 2017 für eine Stärkung 

der gesetzlichen Rente warb.

Du hast dich nicht mit der 
Materie beschäftigt. Du hast nicht 
alle nötigen Informationen und Du 
hast keine belastbaren Argumente.

Ich habe eine 
Meinung!
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Wie bereits berichtet, haben die 
Stadtwerke (SWG) im vorigen Ge-

schäftsjahr einen Gewinn von fast 
14 Mio. Euro erwirtschaftet, von 
dem sie 3,5 Mio. an die Stadtkas-

se überwiesen. Zu diesem Gewinn 
hat das Geschäft mit Fernwärme 

fast fünf Mio. Euro beigetragen. Der 
Anteil dieser Sparte am Gesamtum-

satz dürfte wesentlich geringer sein 
– die Fernwärmekunden wurden 
also übermäßig belastet. Der Preis 
der Fernwärme wird nur zur Hälfte 
aus den Erzeugungskosten 
kalkuliert. Der Rest wird an-

hand von „Indizes“ berechnet, 
die sich aus dem Marktpreis 

für Erdgas und dem bundes-

weiten Durchschnittspreis für 

Wärme ergeben. Wenn einige 
Wärmeerzeuger sehr kosten-

intensiv produzieren, können 
alle anderen ihre Preise erhö-

hen. In den Index werden auch 
Investitionskosten einbezogen. 
Das alles führt dazu, dass die 
Fernwärme im Vergleich zu 
anderen Heizsystemen unge-

recht teuer ist. Für die angestrebte 
Klimaneutralität ist das sehr un-

günstig. Andere klimafreundliche 
Heizungen (z. B. Wärmepumpen) 
werden vom Staat großzügig ge-

fördert. Fernwärmekunden sind von 
ihrem Wärmeversorger vollkommen 

abhängig, bei zu hohen Preisen ha-

ben sie keine Alternative. Die SWG 
begründen ihre auf Gewinn ausge-

richtete Kalkulation damit, dass sie 
damit verlustreiche Sparten wie die 
Bäder querfinanzieren. Warum müs-

sen aber die Fernwärmekunden, die 
mit ihrer Entscheidung einen erheb-

lichen Beitrag zur Klimaneutralität 
leisten, am meisten zu dieser Fi-
nanzierung beitragen? Was fehlt, ist 
eine demokratisch legitimierte Kont-
rolle der Preisgestaltung.

Auch am Wasser verdient  

die Stadt

Auch die Mittelhessischen Wasser-
betriebe (MWB) arbeiten gewinn-

orientiert. Im vorigen Geschäftsjahr 
haben sie einen Gewinn von 2,4 
Mio. Euro erzielt. Davon werden 

1,4 Mio. an die Stadt überwiesen. 
Vor der Gründung der MWB ge-

hörte das Wassergeschäft zu den 
Stadtwerken. Seit diese als Aktien-

gesellschaft organisiert sind, wird 
ihre Preisgestaltung vom Kartellamt 
überwacht. Vor etwa 25 Jahren stell-
te dieses Amt fest, dass viele deut-
sche Wasserversorger überhöhte 
Preise kassierten. Einige Städte 
senkten ihre Preise und zahlten das 
zu viel bezahlte Geld an die Kunden 
zurück. Die Stadt Gießen dagegen 

gliederte das Wassergeschäft 
aus den Stadtwerken aus und 
gründete den Eigenbetrieb 
MWB. Für kommunale Be-

triebe ist das Kartellamt nicht 
zuständig, die sollten von par-
lamentarischen Gremien kon-

trolliert werden. Um die Rück-

zahlung der zu viel kassierten 
Gebühren zu vermeiden, führte 
die Stadt 22 Jahre lang einen 
Rechtsstreit mit dem Kartell-

amt. Schließlich gab es einen 
Vergleich. Das Geld sollte 
durch einen Verzicht auf Ge-

bührenerhöhungen an die Kunden 
zurückgegeben werden. Nach An-

sicht der MWB läuft 2030 die Frist 
für diesen Verzicht ab – ab dann 
müssen wir uns auf Erhöhungen 
des Wasserpreises einstellen.

Gernot Linhart

Fernwärme – hoher Profit für Stadtwerke

Ratten gehören zum Stadtbild. Wo 
Menschen leben, arbeiten und Le-

bensmittel verbrauchen, finden 
auch sie Nahrung und Unterschlupf. 
Ihre Vermehrung ist deshalb nicht 
einfach ein Problem der Tiere, son-

dern auch eine Frage kommunaler 
Infrastruktur, Abfallentsorgung und 
Stadthygiene.

Die übliche Antwort auf einen 
Rattenbefall sind häufig Giftköder. 
Dabei kommen vielfach Antikoagu-

lanzien zum Einsatz, die die Blutge-

rinnung hemmen. Die Tiere sterben 
oft erst nach mehreren Tagen an 
inneren Blutungen. Das Umwelt-
bundesamt weist zudem auf erheb-

liche Gefahren für andere Tiere hin: 
Greifvögel, Eulen und räuberische 
Säugetiere können sich durch den 
Verzehr vergifteter Ratten ebenfalls 

tödlich vergiften. Die Gifte können 
sich außerdem in der Umwelt an-

reichern.
Dass es auch anders gehen 

muss, ist keine romantische Vor-
stellung. Eine wirksame Ratten-

kontrolle beginnt bei den Ursachen: 
sichere Abfallbehälter, regelmäßige 
Reinigung, die Beseitigung von Fut-
terquellen, die Instandhaltung der 
Kanalisation und eine konsequente 
Kontrolle von Befallsorten. Wo Be-

kämpfung notwendig ist, müssen 
tierschutzgerechte und möglichst 
giftfreie Verfahren Vorrang haben.

Für uns als Kommunisten gehört 
der Schutz von Menschen, Tieren 
und Umwelt zur Verantwortung ei-
ner sozialen Kommune. Öffentliche 
Gesundheit und Stadthygiene dür-
fen nicht auf Kosten des Tierwohls 

gewährleistet werden. Ebenso we-

nig darf man die Ursachen vernach-

lässigen und anschließend nur die 

Folgen bekämpfen.
Wir fordern den Magistrat auf, 

den Einsatz von Antikoagulanzien 
auf städtischen Flächen schrittwei-

se zu beenden, ein kommunales 
Konzept zur giftfreien Rattenkont-
rolle vorzulegen und gemeinsam mit 
Fachleuten wirksame Alternativen 
umzusetzen. Zugleich soll sich die 
Stadt auf Landes- und Bundesebe-

ne für eine deutliche Einschränkung 
dieser Gifte einsetzen.

Eine lebenswerte Stadt braucht 
eine funktionierende öffentliche In-

frastruktur – und einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit allen Lebe-

wesen.
Michael Drees

Rattenbekämpfung ohne Gift –  
Verantwortung statt Vergiftung
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Die NATO erhielt in diesem Jahr den 
„Westfälischen Friedenspreis“, der 
an den Friedensschluss nach dem 

30-jährigen Krieg erinnern soll. An-

geblich sichert dieses Militärbündnis 
seit seiner Gründung vor 77 Jahren 
den Frieden in Europa. Nach Aus-

sagen von NATO-Militärs und -Poli-
tikern ist die Organisation ein Ver-
teidigungsbündnis, das niemanden 
bedroht. Noch nie seit Bestehen der 
NATO ist einer der Mitgliedsstaa-

ten militärisch angegriffen worden. 
Trotzdem gibt es kein einziges Jahr, 
in dem nicht einer oder mehrere der 
NATO-Staaten Krieg führten: Ko-

lonialkriege, Kriege zum Sturz un-

liebsamer Regierungen, Kriege zur 
Zerlegung von Staaten, Kriege zur 
Sicherung oder Erweiterung von 
Einflusszonen. In den NATO-Staa-

ten leben etwa 10% der Weltbevöl-
kerung, ihr Anteil an den globalen 
Militärausgaben beträgt mehr als 
60%. Noch nie in der Weltgeschich-

te gab es ein so übermächtiges 
Kriegsbündnis, das in nicht wenigen 
Gegenden als gefährliches Monster 

wahrgenommen wird.
Zwei weitere Auszeichnungen, 

der Friedensnobelpreis und Frie-

denspreis des Deutschen Buchhan-

dels, wurden in den vergangenen 

Jahren an unwürdige Empfänger 
vergeben.

Dieses Jahr erhielten sie endlich 
mal wieder Personen, die wirklich 
etwas für eine friedlichere Welt ge-

tan haben. Den Nobelpreis gewann 
die südafrikanische Juristin Navi 
Palley, die in verschiedenen Funk-

tionen für die Durchsetzung des 
Völkerrechtes kämpfte. Zum Zeit-

punkt der Verleihung hielt sie sich 
zufällig gerade in Nürnberg bei einer 
Tagung zum 80. Jahrestag der UN-
Charta auf.

Den Friedenspreis des deut-

schen Buchhandels erhielt der bri-
tisch-französische Jurist und Autor 
Philipp Sands. Beide können froh 
sein, dass sie Deutschland ohne 
polizeiliche Vorladung wieder ver-
lassen konnten. Beide verurteilten 
öffentlich die israelische Regierung 
wegen ihrer Kriegsführung in Gaza 
und in der Westbank. Sie sprachen 
deutlich von Genozid, Kriegsverbre-

chen und Verstößen gegen das Völ-
kerrecht. Wegen solcher „Verstöße“ 
gegen die „deutsche Staatsräson“ 
wurden schon öfter Preisverleihun-

gen abgesagt, Berufungen wider-
rufen, Menschen strafrechtlich ver-

folgt und verurteilt.
Dass die Preisträger mit ihren 

klaren Worten irgendjemanden der 
deutschen Staatsräson-Fans in 
Politik und Medien zum Nachden-

ken angeregt haben, darf bezweifelt 
werden.            Gernot Linhart

Friedenspreis für ein Monster

Am 27. Dezember 2026 soll der Ein-

zelhandel in Gießen erneut sonn-

tags öffnen. Während der Handel 
auf zusätzliche Umsätze hofft, sollen 
die Beschäftigten nach dem Weih-

nachtsgeschäft auf einen Ruhetag 

verzichten. Deshalb bringt Martina 

Lennartz zur nächsten Stadtver-
ordnetenversammlung einen Antrag 
gegen die Sonntagsöffnung ein.

Gerade in der Weihnachtszeit 
leisten die Beschäftigten im Ein-

zelhandel viel. Sie stehen an den 
Kassen, beraten Kundinnen und 
Kunden und halten den Betrieb am 
Laufen. Wenn anschließend auch 
noch der Sonntag zum Einkaufstag 
wird, verlieren sie weitere freie Zeit. 
Die Beschäftigten sind keine belie-

big verfügbare Manövriermasse für 
die Profitinteressen des Handels.

Der Sonntagsschutz ist verfas-

sungsrechtlich festgesetzt: Artikel 
140 des Grundgesetzes in Verbin-

dung mit dem darin verankerten Ar-
tikel 139 aus der Weimarer Reichs-

verfassung schützt die Sonn- und 
Feiertagsruhe. Sie dient der Erho-

lung, dem Familienleben und der 
gesellschaftlichen Teilhabe. Eine 
Sonntagsöffnung darf nicht allein 
mit wirtschaftlichen Interessen be-

gründet werden. Es muss geprüft 
werden, ob ein hinreichend gewich-

tiger Anlass vorliegt.
Mit ihrem Antrag fordert Martina 

Lennartz, die Genehmigung für den 
27. Dezember rechtlich erneut zu 
prüfen. Auf welcher Grundlage wur-
de die Öffnung genehmigt? Welche 
Besucherzahlen werden erwartet? 
Und wie wurden die Interessen der 
Beschäftigten und der verfassungs-

rechtliche Sonntagsschutz berück-

sichtigt? Die Stadt muss diese Fra-

gen nachvollziehbar beantworten.
Auch die Prognose auf zusätz-

liche Umsätze überzeugt nicht. 
Viele Menschen leiden unter stei-
genden Mieten, Energiepreisen und 
Lebenshaltungskosten. Wenn am 
Monatsende das Geld fehlt, schaf-
fen längere Öffnungszeiten keine 
neue Kaufkraft. Was nicht im Geld-

beutel ist, kann nicht ausgegeben 
werden. Zusätzliche Öffnungszeiten 

können Umsätze lediglich zwischen 
verschiedenen Tagen verschieben 
– während die Belastung der Be-

schäftigten steigt.
Die Probleme der Innenstädte 

lassen sich nicht durch immer län-

gere Öffnungszeiten lösen. Eine le-

bendige Innenstadt braucht sichere 
Arbeitsplätze, gute Löhne, bezahl-
bares Wohnen, Kultur und öffent-
liche Räume. Menschen müssen 
sich das Leben in der Stadt leisten 
können und Zeit haben, am gesell-
schaftlichen Leben teilzunehmen.

Der Antrag fordert deshalb eine 
erneute rechtliche Prüfung der 

Sonntagsöffnung und klare Gren-

zen für künftige Ausnahmen. Die 
Interessen der Beschäftigten müs-

sen Vorrang vor dem Streben nach 
immer mehr Umsatz haben.

Die Wirtschaft muss den Be-

dürfnissen der Menschen dienen 

– nicht umgekehrt. Der Sonntag 

gehört den Menschen, nicht dem 

Profit!
GSF Gießen

Sonntagsöffnung am 27. Dezember:  
Lennartz fordert Rücknahme

Junger Freund, wir haben 
im Augenblick wirklich andere 

Sorgen als den Frieden!
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Die Bundesregierung rüstet zum 
Krieg – und den müssen wir gemein-

sam verhindern! Mark Ellmann, 

Leiter der Friedenskommission der 
DKP, zeigte in seiner Rede auf der 
Friedensdemonstration am 3. Okto-

ber in Stuttgart, wie der Widerstand 
aussehen kann:

Die Bundesregierung unter-

stützt Kriege, ist weltweit viertgröß-

ter Rüstungsexporteur und will die 
stärkste Armee Europas aufbauen. 
Dafür werden Wehrpflicht und Re-

servistendienst vorbereitet, die Ge-

sellschaft militarisiert und die Kon-

frontation mit Russland verschärft. 
Gleichzeitig werden demokratische 
Rechte eingeschränkt und kritische 

Stimmen diffamiert.
Wer profitiert? Die Rüstungs-

konzerne: Rheinmetalls Aktie stieg 
binnen fünf Jahren auf mehr als das 

Vierzehnfache. Wer zahlt? Wir alle. 
Während Milliarden in die Rüstung 
fließen, werden monatlich 15.000 
Industriearbeitsplätze vernichtet, 
Energie und Lebensmittel teurer 
und Sozialleistungen gekürzt. Der 
sogenannte Reformkurs bedeutet 
sozialen Kahlschlag zugunsten ei-
ner Kriegswirtschaft.

Gewerkschaften sprechen zu 
Recht vom Generalangriff. Doch So-

zialabbau und Kriegsvorbereitung 
lassen sich nicht getrennt bekämp-

fen. Deshalb gehören Preisstopps, 
der Stopp sozialer Kürzungen, 
bessere Löhne und der Erhalt von 
Arbeitsplätzen auf die Tagesord-

nung. Industrieproduktion muss auf 
gesellschaftlich notwendige zivile 
Güter umgestellt werden, statt im-

mer mehr Waffen für Kriege herzu-

stellen.

Dafür braucht es gemeinsamen 
Widerstand: in den Betrieben, Ge-

werkschaften, Kommunen und auf 
der Straße. Auch die Kriegskredite 
müssen zurückgenommen werden. 
Wer „Soziales rauf!“ fordert, muss 
auch „Rüstung runter!“ verlangen.

Die Militarisierung reicht längst 

bis in Schulen, Krankenhäuser 
und Arbeitsagenturen. Zwang und 
Kriegstüchtigkeit sollen Normalität 
werden. Dem müssen wir uns ent-
gegenstellen. Weder CDU noch AfD 
stehen für unsere Interessen. Wir 
wollen Frieden mit unseren Nach-

barn und eine Zukunft ohne Krieg.
Intensivieren wir den Protest, or-

ganisieren wir Widerstand und wer-
den wir streikfähig, bevor sie uns 
kriegstüchtig machen!

Sozialabbau und Aufrüstung stoppen –  
gemeinsam gegen Krieg!

Der Krieg um eine neue Weltord-

nung ist voll entbrannt. Die Lohnab-

hängigen zahlen den Preis: Sei es 
in Europa, den USA, Jemen, Iran, 
Sudan oder Palästina. Wobei dieser 
Preis in den Ländern, die vom Krieg 
überzogen werden, natürlich der 
höchste ist; dort geht es um Leben 
und Tod.

Drei große militä-

rische Konflikte sind 
Ausdruck des derzeiti-
gen Kampfes um eine 

neue Weltordnung: Der 
Krieg, den USA/Israel 
gegen den Iran führen, 
hat eine Explosion der 
Energiepreise und gro-

ßes menschliches Leid 

im Iran zur Folge. Die 
Bevölkerung im Jemen 
ist Opfer der von Saudi-
Arabien und den jeme-

nitischen Regierungs-

truppen geführten Angriffe gegen 
die Huthi. Diese beiden Kriege be-

wirken, dass zwei zentrale Routen 
des Welthandels nur eingeschränkt 
nutzbar sind: die Straße von Hor-
mus und die Straße von Bab al-
Mandab. Der Stellvertreterkrieg des 
Westens gegen Russland in der Uk-

raine ist für die Lohnabhängigen in 
beiden Staaten und darüber hinaus 

eine Katastrophe.
Jeder dieser Kriege trägt in sich 

das Potenzial zur weiteren Aus-

weitung. Das Mekka-Abkommen 
(07.08.2026) zwischen Saudi-Ara-

bien, Türkei und Pakistan bringt die 
Atommacht Pakistan mit ins Spiel. 
Gerne wird dieses Abkommen 

mit dem NATO-Vertrag verglichen 
und eine sofortige militärische Bei-
standspflicht behauptet. Aber weder 
im NATO-Vertrag, noch im Mekka-
Abkommen existiert ein solcher Au-

tomatismus. Deutsche Medien be-

haupten gerne, das Abkommen sei 
Reaktion auf die Bedrohung durch 
den Iran. Eine Analyse der Carnegie 
Stiftung vom August betont jedoch, 

dass das Abkommen vor dem Hin-

tergrund der Krise der US-Vorherr-
schaft in der Golfregion entstanden 
ist. Der jüngst geschlossene Diesel-
Deal zwischen Russland und den 
USA hat vor allem eine politische 
Bedeutung. Das wird aus den ge-

lieferten Mengen deutlich. Insge-

samt sind 4,8 Millionen 
Tonnen angekündigt. 
Bisher sind 40.000 Ton-

nen auf dem Weg. Der 
Tanker soll die USA am 
07.11. erreichen. Diese 
Menge entspricht 7,5% 
eines Tagesverbrauchs. 
Trump geht es dabei 
um eine Nebelkerze 
kurz vor den Wahlen im 
November, nicht um ein 
Ende des Kriegs in der 
Ukraine.

Der Deal zeigt, dass 
es bei all diesen Kämp-

fen nicht um eine Systemkonkur-
renz, sondern um geostrategischen 
Einfluss im Rahmen eines imperia-

listischen Weltsystems geht. Bünd-

nisse von kapitalistischen Staaten 
sind keine Bündnisse auf Dauer, 

sondern Ausdruck taktischer Inter-
essen. 

Henning Mächerle

Krieg gegen den Iran und Russland liefert Diesel

Seit Audi-Chef Döllner Wahlkampf für Trump macht

Das ist mir sooo 
peinlich! Ich bin 

Teslafahrer!

Wem sagst 
du das? Ich bin 

Audifahrer!
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Die Krise des Kapitalismus 

verschärft den Druck auf die 

Lohnabhängigen. Steigen-

de Energie- und Mietpreise, 
Inflation, sinkende Reallöh-

ne, der Verfall öffentlicher 
Infrastruktur und Angriffe 
auf soziale Errungenschaf-
ten treiben europaweit 
Menschen auf die Straße. 
Die Versuche, die Krisen-

lasten auf die Beschäftigten 

und finanziell Schwächeren 
abzuwälzen, stoßen zuneh-

mend auf Widerstand.
In Frankreich, Belgien, 

Italien und Spanien gehen immer 
mehr Menschen gemeinsam gegen 

Sozialabbau gemeinsam aus die-

sem Grund auf die Straße. Beschäf-
tigte, Gewerkschafter, Jugendliche, 
Rentner und politische Initiativen 
tragen den Widerstand. Bemer-
kenswert ist, dass sich unterschied-

liche Kämpfe zunehmend verbinden 
und gemeinsame Forderungen ent-
stehen. In Frankreich entwickelten 
sich Schülerproteste zu einer brei-
teren sozialen Bewegung. In Ita-

lien verbinden Gewerkschaften den 
Kampf für höhere Löhne mit dem 
Widerstand gegen Aufrüstung und 
Kriegspolitik. In Spanien wächst 
der gemeinsame Widerstand gegen 
schlechte Arbeitsbedingungen und 
die zunehmende Wohnungsnot. 

Auch in Portugal und Griechenland 
gibt es Proteste gegen Sozialabbau, 
niedrige Einkommen und den Verfall 
öffentlicher Einrichtungen.

Belgien ist ein besonderer Brenn-

punkt. Am 9. Oktober demons-

trierten Zehntausende gegen 

die Regierungspolitik. Beschäf-
tigte der Eisenbahn und des Öf-
fentlichen Dienstes, Lehrkräfte, 

Studierende, Schülerinnen und 
Schüler, Rentner sowie soziale 
Initiativen beteiligten sich. Am 12. 
Oktober folgte ein landesweiter 
Streiktag im Öffentlichen Dienst. 
Betroffen waren unter anderem 
Verkehr, Schulen und öffentliche 
Medien.

In Frankreich reagiert die Re-

gierung Macron auf den Wider-

stand mit Repressionen 
und Einschränkungen des 
Demonst ra t ionsrechts . 
Auch in der BRD gibt es 
zahlreiche Proteste, doch 
sie finden bislang nur sel-
ten zusammen. Die So-

zialpartnerschaft und die 
Beschränkung des Streik-

rechts erschweren ge-

meinsame Mobilisierungen. 
Umso dringender ist ein 
umfassendes politisches 
Streikrecht. Die Gewerk-

schaften müssen dafür 

kämpfen, dass Beschäftigte 

auch gegen Sozialabbau, Aufrüs-

tung und Regierungspolitik streiken 
können. Ein solches Recht gehört 
ins Grundgesetz!

Henning Mächerle

Soziale Proteste in Europa

Hrsg.: Kreis organi sation der DKP  
Gießen; verantw.: Gernot Linhart, 
erscheint monatlich.
Bezugs ge bühren: 30 Euro im 
Jahr (inkl. Ver sandkosten).
Konto (auch für Spenden):
Name: DKP Kreisorganisation, 
Giessen; IBAN: 

DE72 5135 0025 0200 5491 46
Namentlich gezeichnete Artikel 

geben nicht unbe dingt die Mei-

nung des Redaktions kollektivs 

des Gießener Echos wieder.

Rückmeldungen, Anfragen  und 

Leserbriefe an:

Gießener Echo / DKP Gießen
Postfach 110340, 35348 Gießen 
oder E-Mail: giessen@dkp.de

Internet: www.giessen.dkp.de

6-Wochen-Abo der gedruckten und digitalen Aus-

gabe der Wochenzeitung „Unsere Zeit“ gratis zum 
Kennenlernen!  

Das 6-Wochen-Abo endet automatisch. Dabei ent-
stehen keine weiteren Verpflichtungen.
Link: abo.unsere-zeit.de/6-wochen-uz-probeabo

Unsere Zeit (UZ) ist die Zeitung der DKP 

und die einzige marxistische Wochenzei-
tung in unserem Land.
Gründe, UZ zu lesen:

• UZ ergreift Partei für demokratische 
und soziale Rechte.

• UZ ist Friedenszeitung.
• UZ mischt sich in Klassenkämpfe ein.
• UZ berichtet über Auseinander-

setzungen vor Ort.
• UZ ist antifaschistisch.
• UZ verteidigt die Meinungsfreiheit.
• UZ steht an der Seite der revolutio-

nären Jugend.
• UZ tritt für die Rechte der Frauen ein.
• UZ steht für internationale Solidarität.
• UZ entlarvt den Imperialismus.

UZ – Sagen, was ist!

Wo bleiben die 
Milliarden?
Geld für uns statt für 
Panzer und Drohnen!

Demonstrationen in Frankreich. Bild: UZ

mailto:giessn%40dkp.de?subject=
http://www.giessen.dkp.de
http://abo.unsere-zeit.de/6-wochen-uz-probeabo
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Vor 50 Jahren wurde das neu erbaute 
Kaufhaus Horten eröffnet. Die Stadt 
erhoffte sich viele sichere Arbeitsplät-
ze. Die DKP hatte sich jedoch über 
den Horten-Konzern informiert. Das 
Verhältnis von Umsatz zu Arbeits-

plätzen wurde bundesweit von Jahr 
zu Jahr schlechter. Die Zahl der Aus-

bildungsplätze hatte sich innerhalb 
weniger Jahre halbiert. Horten setzte 
stärker als andere Einzelhändler auf 
Teilzeitkräfte. 

Vor 40 Jahren brachten wir ein Extra-
Echo zum Kamerahersteller Minox 
heraus. In dem Betrieb wechselten 
sich je nach Auftragslage Kurzarbeit 
und Überstunden ab. Nachdem die 
Messe Photokina keine neuen Um-

sätze gebracht hatte, startete die 
Firma mit dem Satz „Eine Automatik 
für Doofe“ eine missglückte Werbe-

kampagne.

Vor 30 Jahren begannen Regierung 
und Unternehmerverbände einen 

Angriff auf die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall. Diese war 1956 durch 
einen langen Streik erkämpft worden. 
Der Bestand dieser Errungenschaft 
muss auch heute wieder verteidigt 

werden.

Vor 20 Jahren bescherte die von der 
CDU geführte Mehrheit im Kreistag 
dem Müll-Konzern Remondis ein 

Schnäppchen. Sie übertrug dem 
Konzern die Müllentsorgung im 
Landkreis. Für 30 Jahre wurde eine 
hohe Müllmenge garantiert. Sollte 
weniger Müll anfallen, war der Kreis 

zu Ausgleichszahlungen verpflichtet. 
Ökologisch sinnvoll wäre eigentlich 
Müllvermeidung gewesen.

Vor 10 Jahren bestätigte die Gießener 
Staatsanwaltschaft, dass der AfD-
Stadtverordnete Jordan „Faschist“ 
genannt werden darf. Erika Beltz 
hatte Jordan im Gießener Echo so 
bezeichnet. Seine Klage dagegen 
wurde zum Eigentor.

Fragen oder Anmeldungen an 

giessen@dkp.de

Sa. 7.11. ab 10:30 Uhr:  

Infostand DKP Gießen – 
Kugelbrunnen

Mo. 9.11. um 18 Uhr:  

Mahngang zur Reichs pogrom-
nacht – vor dem Rathaus

Mi. 11.11. um 19 Uhr:

Gruppenabend / MV DKP 
Gießen – Ort bitte erfragen

Mi. 18.11. um 17:30 Uhr:

Beratung zur Kriegsdienst-
verweigerung vom Friedens-
netz werk – Sudetenlandstr. 1

Fr. 20.11.:

Schulstreik in Gießen –  
Uhrzeit und Ort sind 
noch unbekannt – siehe: 
schulstreikgegenwehrpflicht.com

Fr. 20.11.: 

Redaktionsschluss Dez.-Echo

Fr. 20.11. ab 19 Uhr:

Stammtisch DKP GI –  
Chamäleon, Reichensand 9

Sa. 21.11. ab 10:30 Uhr:  

Infostand DKP Gießen – 
Kugelbrunnen

Mi. 16.12. ab 19 Uhr:

Jahresabschlussfeier der DKP 
Gießen. Es sind alle herzlichst 
eingeladen! – Chamäleon, 
Reichensand 9

Termine Aus 50 Jahren Gießener Echo

Mach mit! Werde Mitglied in der oder

„Wer kämpft, kann verlieren. Wer nicht kämpft, hat schon verloren.“
Bertolt Brecht

Michael hat sich durch die Oster-
märsche, den Kampf gegen die 

Notstandsgesetze und die 68er-
Bewegung politisiert. Der Kontakt 
zu bekannten Kommunisten führte 
ihn im April 1970 in die DKP.

Als beamteter Lehrer, der ein 
großes Ansehen bei Schülern 
und Eltern genoss, musste er ge-

gen ein drohendes Berufsverbot 
kämpfen. Dank breiter Solidarität, 
weit über die Parteigrenze hinaus, 
konnte er diesen Angriff erfolg-

reich abwehren.
Michael war in seiner Stadt 

Gießen kommunalpolitisch aktiv. 
2004 war er der erste kommunis-

tische Stadtverordnete seit dem 
KPD-Verbot 1956. 15 Jahre lang 
vertrat er den kommunistischen 
Standpunkt im Stadtparlament. 
Er hat dort mit seinem Humor oft 
zur Erheiterung der Anwesenden 

und mit seiner kompromisslosen 
Kapitalismuskritik zum Verdruss 
der bürgerlichen Parteien beige-

tragen.
Über fünf Jahrzehnte hinweg 

hat er in unterschiedlichen Funk-

tionen das Gesicht der DKP ge-

prägt. Ob als Kreisvorsitzender in 
Gießen, als Bezirksvorsitzender in 
Hessen oder in der zentralen Re-

visionskommission des DKP-Par-
teivorstands: Durch sein langjäh-

riges und kontinuierliches Wirken 
hat er sich in besonderem Maße 
um unsere Partei verdient ge-

macht.
Wir wünschen unserem Genos-

sen Michael vor allem Gesundheit 
und noch viele Jahre mit seiner 
Frau und Genossin Eri!

DKP Gießen,

Bezirksvorstand Hessen  
und DKP Parteivorstand

Am 6. November 2026 feiert unser Genosse 
Michael Beltz 

seinen 85. Geburtstag

mailto:giessen%40dkp.de?subject=
mailto:giessen%40dkp.de?subject=
http://schulstreikgegenwehrpflicht.com

